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Alle Eltern, die Kinder im Alter zwischen null und sechs Jahren haben, können ein Lied
davon singen . Einen Kindergartenplatz zu bekommen, ist fast wie eine Sechs im Lotto. Eine
Mutter : »Bei fast allen Kindergärten in der Umgebung habe ich nachgefragt, mit einem Platz
in den nächsten Jahren kann ich für mein Kind nicht rechnen .« Leider sieht es nicht nur in
Bottrop so aus . In allen Städten haben sich bei den Kindergartenträgern lange Wartelisten
gebildet . Nach dem Pflegenotstand in den Altenheimen und Krankenhäusern folgt jetzt der
Kindergartennotstand .

In den 70er Jahren wollte
die SPD noch für jedes Kind
einen Kindergartenplatz
schaffen . Die Gruppenstär-
ken in den Kindergärten soll-
ten gesenkt werden und die
Elternbeiträge auf Dauer
ganz verschwinden . Jedes
Kind sollte einen Kindergar-
tenplatz, ähnlich wie einen
Schulplatz beanspruchen
können .

Gesetzlich vorgeschrieben
ist aber nur, daß drei von
vier Kindern einen Kinder-
gartenplatz, erhalten . Im
Bottroper Kindergartenbe-
darfsplan sah noch alles ro-

sig aus. Einige Faktoren hat-
te man aber nicht berück-
sichtigt :
•

	

Die Zahl der Aus- und
Übersiedler stieg gewaltig an .
• 1988 wurden in Nord-
rhein-Westfalen 20 000 Kin-
der mehr als erwartet ge-
boren .
• In den letzten Jahren ist
die Zahl der Alleinerziehen-
den, die auf einen Kinder-
garten bzw . Kindertages-
stättenplatz angewiesen sind,
stark angestiegen .

Die Kindergartenträger,
wie die AWO und die ver-
schiedenen Kirchengemein-

Am 31 . 3 . gingen ausländische Bottroper Bürger für ihre Rechte auf die Straße . Mit phanta-
sievollen Parolen protestierten sie gegen den geplanten Gesetzesentwurf zum Ausländerrecht .
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den, planen schon seit Jah-
ren den Bau von neuen Kin-
dergartengruppen . Das Land
bezuschußt aber nur jeden
dritten Bauantrag . Das führ-
te im Stadtteil Eigen trotz
Wartelisten mit über 170
Kindern zu Ablehnungen der
Bauanträge .

Die DKP fordert, daß die
Bottroper Landtagskandida-
ten Strehl (SPD) und Wi-
schermann (CDU) sich für die
Aufstockung der Landeszu-
schüsse einsetzen, Auch
sollte zügig ein Gesetz für
Kindertageseinrichtungen in
NRW verabschiedet werden .

Die zweite Gesamtschule
Nun steht es fest : Die

zweite Gesamtschule kommt .
Zum neuen Schuljahr wird
sie an der Brömerstraße im
Eigen ihre Tore mit vier
Klassen öffnen. Der Bedarf
war vorhanden, wieder be-
kamen etliche Eltern eine
Ablehnung . Die Eltern wis-
sen die guten Gründe für
mehr Gesamtschulen in
Bottrop zu schätzen .
• Elternmitarbeit und EI-
ternmitsprache sind aus-
drücklich erwünscht .
• Der Ganztagsbetrieb er-
möglicht besonders Allein-
erziehenden die Berufstätig-
keit .
•

	

Schwache Schülerlinnen

und ausländische Schüler/in-
nen werden besonders geför,
dert, soziales Lernen ebenso .
• Gute bis sehr gute Schü
ler/innen können hier Abi-
tur machen .
• Eltern, die mit dem
Hauptschulabschluß nicht
zufrieden wären, sich je-
doch vor dem Schritt
»Gymnasium« scheuen, bie-
tet die Gesamtschule eine
Alternative .
Mit der Errichtung der

zweiten Gesamtschule wurde
ein weiterer Schritt getan,
daß Schüler /innen auch da
zur Schule gehen können
(bis zum Abitur), wo sie le-
ben ; in ihrem Stadtteil!

Stop - an alle Kinder - Stop
In diesem Jahr kann die DKP für die Bottroper

Kinder leider kein Ferienlager durchführen . Unse-
re finanziell äußerst schlechte Situation und die
veränderten Verhältnisse in der DDR haben uns zu
dem Entschluß geführt, für die Kinder, Eltern und
Betreuer kein Risiko einzugehen und die Ferien-
freizeit in diesem Jahr nicht durchzuführen . Wir
werden alle Anstrengungen unternehmen, um im
nächsten Jahr die Kinderterienaktion wieder mit
Leben zu erfüllen .

Kein Platz
in Kinder

.
ärten

Für unsere Kinder ist uns nichts zu billig .
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Eltern müssen
betteln gehen
von Herbert Schröer
DKP-Jugendsprecher

»Ohne Kinder keine Zu-
kunft«, »die Zukunft ge-
hört den Kindern« ; so oder
ähnlich lauten die Sonntags-
sprüche bekannter Politiker
aus den großen Parteien .
Unsere Bundesregierung fi-
nanziert Großwerbeflächen,
auf denen uns glückliche
Kinder anlachen . Alles
schön und teuer . Aber vor
allen Dingen blanke Theo-
rie und Ironie .

In den Schulen fehlen
Lehrer, manche Kinder-
spielplätze sehen aus wie ei-
ne Mülldeponie, und die im-
mer wieder versprochenen
Kindergartenplätze lassen
auf sich warten .
Doch zur Zeit scheint

man mehr überlegen zu
wollen, wieviel Milliarden
in die »Wiedervereinigung«
gesteckt werden . Derzeit ge-
hen engagierte Eltern auf
die Straße und müssen bet-
teln . Betteln, oder auch

schöner gesagt »Spenden
sammeln« sie, damit die
Kinder, die zur Zeit auf ei-
ner Warteliste stehen, doch
noch eine Chance haben .
Mit den 180 Kindern aus
dem Stadtteil Eigen, die auf
einen der begehrten Kinder-
gartenplätze warten, könn-
ten zwei Dreigruppenkinder-
gärten ausgestattet werden .
Statt dessen ist geplant, im
Batenbrocker Kindergarten
eine Gruppe zu schließen .
In den gleichen Räumen soll
dann eine Hortgruppe für
Kinder von 6-14 Jahren
entstehen .

Sollen hier Elterninteres-
sen gegenseitig ausgespielt
werden? Was fehlt, sind
Kindergarten- und Kinder-
tagesstätten- und Kinder-
hortplätze. Um vernünftig
planen und bauen zu kön-
nen, muß endlich ein aktuel-
ler Kindergartenbedarfs-
plan auf den Tisch .

DKP-Bürgerberatung
dienstags, 17 bis 19 Uhr, DKP-Zentrum

Horster Straße 88, Telefon 68 81 57

Zum Thema »Frauenhaus in Bottrop« sprachen die
NOTIZEN mit Petra Holtbernd, einer der drei Vor-
standsfrauen des Vereins »Frauen helfen Frauen« .

NOTIZEN: Wie groß ist die
Wahrscheinlichkeit, daß es
bald ein Frauenhaus in Bottrop
geben wird?
P . Holtbernd : Seit den

Haushaltsberatungen für das
Jahr 1990 gibt es erstmals eine
Willenserklärung der SPD-
Fraktion, in diesem Jahr mit
den ersten Planungsschritten
zu beginnen . Im Jahr 1989
wurde an vielen Punkten deut-
lich, daß der Bedarf für ein
Frauenhaus überaus groß ist :
Das zeigten die Stellungnah-
men der umliegenden Frauen-
häuser, des zuständigen Fami-
lienrichters und des Bottroper

Gesundheitsamtes, vor allem
aber die Notwohnung des
Frauenzentrums Courage mit
ihrer konkreten Tätigkeit .
NOTIZEN : Wer wird die

Trägerschaft für das Frauen-
haus übernehmen?
P. Holtbernd : Diese Frage

wird vom Sozialausschuß am
25. Mai entschieden . Es haben
drei Organisationen ihren An-
spruch angemeldet : die Arbei-
terwohlfahrt, der Sozialdienst
Katholischer Frauen und un-
ser Verein »Frauen helfen
Frauen«, der dem Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband an-
geschlossen ist . Klarzustellen

Neuer Ladenschluß
- Träume zerplatzt
Die neuen Ladenschlußzeiten sind keine gelungene Lösung .

Zu diesem Schluß kommen nach den Erfahrungen der letzten
Monate sowohl die Einzelhändler als auch die Beschäftigten im
Handel .

Die Einzelhändler hatten
sich höhere Umsätze verspro-
chen. Über höhere Umsätze
sollten die Arbeitsplätze siche-
rer werden - so versuchten
sie die Beschäftigten und die
Gewerkschaft zu ködern . Die
rosaroten Träume mancher
Einzelhändler zerplatzten je-
doch wie Seifenblasen . Auch
wenn der »lange Donnerstag«
von den Verbrauchern gut an-
genommen wird, sind die Um-
sätze nicht gestiegen . Sie ha-
ben sich lediglich verschoben .
Da die Kunden ihr Geld be-
kanntlich nur einmal ausge-
ben können, ist dies nicht
überraschend .

Die flexiblen Öffnungszei-
ten haben also weder für den

Mit Engagement und Erfahrung

Petra Holtbernd

ist allerdings : wer auch immer
die Trägerschaft übernimmt,
die Finanzierung durch das
Land ist für alle gleich .
NOTIZEN: Was macht den

Verein »Frauen helfen Frau-
en« besonders geeignet, das
Frauenhaus aufzubauen?

Handel noch für die Kunden
etwas gebracht . Etwas ge-
bracht haben sie lediglich den
Verkäuferinnen und Verkäu-
fern : eine noch größere Bela-
stung, noch stärkere Ein-
schränkungen im Freizeitbe-
reich und im Familienleben .
Das Schlagwort der Arbeits-
platzsicherung durch Umsatz-
steigerung hat nun seine
Schlagkraft eingebüßt . Ob es
jemals ein ernsthaftes Argu-
ment war, ist zweifelhaft . Die
nun eingetretene Entwicklung
war vorhersehbar, mag das
Jammern der Einzelhändler
auch noch so überzeugend
klingen .
Jürgen Schäfers
Telefon: 4 40 40

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

P. Holtbernd : Unser Verein
hat sich eigens zu dem Zweck
gegründet, ein Frauenhaus in
Bottrop zu erkämpfen . Die
Frauen sind in dieser Frage al-
so sehr engagiert, viele auch
selbst betroffen . Die meisten
von uns verfügen auch über ei-
nige Erfahrung durch die Ar-
beit in der Notwohnung oder
weil sie sich in der Beratungs-
tätigkeit des »Courage« enga-
gieren . Engagement und Kom-
petenz sind also unsere Haupt-
argumente, die wir auch der
Öffentlichkeit zu vermitteln
versuchen . Außerdem verfü-
gen wir über gute Kontakte zu
den umliegenden, ebenfalls
autonom geführten Frauen-
häusern, die seit 10 Jahren ih-
re gute Arbeit unter Beweis ge-
stellt haben .

Notizen
aus

dem Rat
Erstaunlich : Roland

Trotlenburg (CDU) sorgt
sich um die Beteiligung von
Frauen an parlamentari-
schen Mandaten . Gemeint
sind allerdings nicht die in
seiner eigenen Partei, ob-
wohl deren Anteil bei der
Kommunalwahl ganze
30 % betrug . Herrn Trot-
tenburgs Sorge gilt viel-
mehr den ausländischen
Frauen und ihrer Präsenz
im zukünftigen Ausländer-
beirat .

Derselbe Herr Trotten-
burg bekam den Vorwurf
zu hören, sich über das
Müllheizkraftwerk Karnap
nicht genügend sachkundig
gemacht zu haben . Seine
Erwiderung : Er halte nichts
von Politikern, die »immer
und zu jedem Thema glau-
ben, etwas sagen zu kön-
nen«. Dies ließ er in der
Ratssitzung sogar zu Proto-
koll nehmen, Wir sind ganz
seiner Meinung und warten
gespannt auf sein aikunfti-
ges Schweigen zu kommu-
nalpolitischen Themen .

Es ist ein offenes Ge-
heimnis. daß in Bottrop bei
Pöslchenverteilereien eine
große Koalition von SPD
und CDU herrscht . Pein-
lich wird es allerdings,
wenn die Herrschaften ver-
suchen, sich in Bücklingen
zu überbieten und dabei die
Absprache vergessen . So
schlug im Hauptausschuß
neulich die SPD (geradezu
platzend vor Großzügig-
keit) für ein Pöslchen den
CDU-Bürgermeister
Fockenberg vor . Die CDU
setzte den SPD-Oberbür-
germeister als Vorschlag
dagegen .
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Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

e •en • en Strom sc wimmen
Am 13 . Mai ist Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen .

SPD und CDU erinnern sich fast ausschließlich in Wahl-
kampfzeiten an ihre Wähler . Nicht so die DKP. Sie ist im-
mer eine verläßliche Partei, die konsequent für die Interes-
sen der Bürger eintritt, Die DKP und ihr Landtagskandidat
Siggi Rutz haben zu dieser Wahl fünf Forderungen ausgear-
beitet, die dazu beitragen, daß auch auf Landesebene eine
Politik im Interesse der Menschen gemacht wird, die in die-
ser Region leben . Dazu gehören sichere Arbeitsplätze, eine
saubere Umwelt, Kindergartenplätze und Wohnungen . Die
Auswirkungen einer verfehlten Landespolitik sind auch für
die Bürger in Bottrop zu spüren . Darum schaltet sich die
DKP in den Landtagswahlkampf ein .

Platz für Kinder

Das Versprechen der SPD in Nordrhein-Westfalen, daß jedes
Kind, dessen Eltern es wünschen, einen Platz im Kindergarten be-
kommt, ist nicht eingehalten worden . Im Gegenteil, die Wartelisten
werden immer länger . Die Landesregierung muß sofort ihre Zu-
schüsse erhöhen, damit die Stadt und die Träger umgehend mit der
Erweiterung und dem Neubau von Kindergärten beginnen können .
Dabei sollen auch mehr Ganztagskindergärten eingerichtet werden .
Zur Zeit ist es vielen Frauen nicht möglich zu arbeiten, da die nor-
malen Öffnungszeiten dies nicht zulassen . Damit die Gleichberechti-
gung nicht nur eine Absichtserklärung bleibt, müssen auch mehr
Hortplätze und Grundschulen als Ganztagsschulen zur Verfügung
stehen .

Das Wissen der Bergleute und der Bergbau-Ingenieure ist
heute weltweit gefragt . Unsere Stadt braucht eine sichere
Zukunft durch die Arbeitsplätze im Bergbau .

Emscher
Die Emseher ist ein Fluß in

Nordrhein Westfalen . Es muß
deshalb eine erstrangige Aufga-
be der Landesregierung sein, die
Emscher von einer Kloake in ei-
nen sauberen Fluß zu verän-
dern . Mit dem Bau der neuen
großen Kläranlage wird ein An-
fang gemacht, Wenn vor allem
die Industrieabwässer konse-
quent kontrolliert werden, wenn
die Großverschmutzer für die
Einleitung von vergifteten Ab-
wässern bestraft und für saubere
Abwässer belohnt werden, dann
können auch heutige Bottroper
noch erleben, daß man mit Stolz
und Freude von Bottrop an der
Emscher spricht .

Wohnungen l
Die Wohnungsnot zu über-

winden ist eine Gemeinschafts-
aufgabe von Bund, Land und
Stadt . Vor allem preisgünstiger
Wohnraum fehlt . Auch in Bot-
trop sind bestimmte Bevölke-
rungsgruppen besonders betrof-
fen :
•

	

junge Leute, die von ihren
Eltern wegziehen möchten ;
•

	

junge Leute, die eine Familie
gründen wollen ;
•

	

Alleinstehende, die eine
Wohnung suchen ;
•

	

Familien mit mehreren Kin
dern .

Die neue Landesregierung
muß ein Sonderprogramm auf-
stellen, damit für diese Men-
schen erschwingliche Mieten er-
reicht werden .

Kohle

Die Vereinigung Deutsch-
lands bietet neue Chancen für
die Steinkohle, wenn die Braun-
kohle der DDR durch Steinkoh-
le ersetzt würde . Die Landesre-
gierung tut bis heute zu wenig
für die Zukunftssicherung des
Bergbaus . Sie muß sich für eine
feste Verstromungsmenge der
Steinkohle einsetzen und gleich-
zeitig für den Ausbau des Fern-
wärmenetzes, Mit den heutigen
technischen Möglichkeiten ist
die Kohle eine umweltfreundli-
ehe Energie . Deshalb sollte die
Landesregierung die finanzielle
Unterstützung für die Steinkoh-
le fortsetzen .

Die Emscher ist heute ein toter Fluß . Sie muß wieder sauber
werden. Damit wäre ein erster Schritt getan, die zerstörte
Natur im Ruhrgebiet neu zu beleben und die Lebensqualität
in dieser Region zu verbessern .

Müll vermeiden
Die Entstehung und Beseitigung von Müll wird ein immer

größeres Problem. Wir drohen im Müll zu ersticken . Es dro-
hen aber auch Gefahren bei der Art und Weise, wie Müll be-
seitigt wird . Müllverbrennung ist nicht die einzige Lösung .
Wenn aber wie in Karnap verbrannt wird, müssen die Ver-
brennungsöfen entstickt werden . Die Erweiterung des Müll-
heizkraftwerkes in Karnap sollte nicht erfolgen . Auch der
Bau der Sondermüllverbrennungsanlage an der Stadtgrenze
Essen; Bottrop ist abzulehnen . Sie ist keine Lösung des Müll-
problems . Auch ist sie unserer stark belasteten Region nicht
zuzumuten . Vielmehr muß in Zukunft weniger Müll produ-
ziert werden, vor allem im Bereich der Gewerbebetriebe, die
90 Prozent des Mülls erzeugen . Wer viel Müll produziert,
sollte entsprechend dafür bezahlen, wer wenig Müll macht,
dafür belohnt werden . Dies muß durch die Landesregierung
entsprechend gefördert werden .

Eine Stimme, die sich lohnt

Siggi Rutz, DKP-Kandidat

Wer die Wahl hat, hat
die Qual - so sagt der
Volksmund . Viele Leute
stehen vor diesem Pro-
blem auch bei der bevor-
stehenden Landtagswahl .
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Ich meine, ein kritischer
Mensch sollte in der heuti-
gen Zeit auf keinen Fall
die großen Parteien wäh-
len . Die kleineren Parteien
sind jetzt besonders nötig .
Denn bei den Großen häuft
sich die Macht . Das führt
zur Arroganz der Macht .
Die Kleinen sind dafür
gut, daß den Großen auf
die Finger geguckt wird .
Solch eine Partei ist die
DKP . Eine konsequente
Oppositionspartei, eine
Partei für kritische Gei-
ster .

Damit auch weiterhin
gegen den Strom ge«-
schwommen wird -- dafür
bitte ich Sie um Ihr Ver-
trauen und Ihre Stimme .



»Alle reden von Kundenservice - Wir nicht«

Kein schöner Zug der Bahn
Noch in diesem Jahr soll die Kundenbetreuung am Bottroper

Hauptbahnhof eingestellt werden . Das heißt : In Zukunft wird
es keine Fahrkarten- und Gepäckausgabe mehr geben . Dasselbe
gilt natürlich für den geplanten Neubau des Bahnhofs, der dann
nur noch ein »Haltepunkt« sein wird .
Begründet wird diese Maß-

nahme seitens der Bundes-
bahn mit wirtschaftlichen
Aspekten . Es heißt, für die
jetzt noch dort beschäftigten
drei Beamten sei das Fahrgast-
aufkommen zu gering . Kein
Wunder: Die Bahn hat durch
das Ausdünnen von Fahrplä-
nen und durch Streckenstill-
legungen ja selbst dafür ge-
sorgt, daß immer mehr Fahr-
gäste wegblieben . Nun also
folgt eine weitere kunden-
feindliche Maßnahme .
Ein menschenleerer Bahn-

hof schwebt der Bundesbahn
vor, wo keine Fragen mehr zu
Fahrplänen beantwortet wer-
den und man Fahrkarten nur
noch für den Nahverkehr und
an Automaten lösen kann .

Wahlrecht wäre besser
Im Herbst 1990, also ein Jahr nach der Kommunalwahl, sol-

len ausländische Mitbürger in Bottrop erstmals ihre Vertreter im
Ausländerbeirat selber wählen . So sieht es ein Beschluß des
Haupt- und Beschwerdeausschusses vor . Bislang wurden die
ausländischen Vertreter von Vereinen und Verbänden berufen .
Dem Verfahren zu dieser Direktwahl wird das sogenannte »Es-
sener Modell« zu Grunde gelegt. Danach gehören dem Beirat als
deutsche Mitglieder 6 Ratsmitglieder sowie 6 Vertreter von
Wohlfahrtsverbänden und Vereinen an .

Fahrkarten für weitere
Strecken muß man sich dann
im Reisebüro in der Innen-
stadt besorgen . Bei so viel
Aufwand wird der Gelegen-
heitsfahrer vermutlich lieber
gleich das Auto benutzen .

Angesichts der Tatsache,
daß die Bundesbahn jährlich
mit Millionen Steuergeldern
finanziert wird, ist das Verhal
ten der Herren in den Chefeta-
gen eine Unverschämtheit .
Notwendig wäre vielmehr ein
Ausbau des Kundenservice
und eine bessere Anbindung
des Bahnhofs statt des offen-
sichtlichen Versuchs, die Bahn
als Alternative zum Auto völ-
lig herunterzuwirtschaften .
Martina Peukert
Telefon : 68 89 06

Mit den Worten »Wir sind auch das Volk« wehren sich aus
ländische Mitbürger./innen gegen Diskriminierung .

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Der Bottroper Hauptbahnhof: jetzt schon abgelegen und schlecht erreichbar . Demnächst
zum »Haltepunkt« ohne Kundenservice degradiert .

Die ausländischen Mitbür-
ger wählen 13 ausländische
Vertreter direkt in den Beirat .
In diesem Zusammenhang ist
es notwendig, einige Worte
zur Funktion der Ausländer-
beiräte zu verlieren . Zunächst
einmal muß man sehen, daß
die Beiräte eine Folge des feh-
lenden Kommunalwahlrechtes
für ausländische Mitbürger
sind . Um ihnen dennoch, zu-
mindest teilweise, politische
Mitwirkungsmöglichkeiten zu
geben, wurden vor einigen
Jahren die Ausländerbeiräte
ins Leben gerufen . Sie haben
aber keine Entscheidungs-
funktion, sondern sind ledig-
lich beratend tätig . Ob aller-
dings auf der beratenden
Grundlage überhaupt von po-
litischer Mitwirkung die Rede
sein kann, ist fraglich .

Auch wenn man zunächst
einmal der Direktwahl der
ausländischen Vertreter im
Beirat zustimmen mag, kann
dies nur eine Übergangslösung
sein . Kein Ausländerbeirat
kann das Kommunalwahlrecht
für die ausländischen Mitbür-
ger, die seit Jahrzehnten hier
leben und arbeiten, ersetzen .
Wenn die SPD heute die Di-
rektwahl der Ausländerbeiräte
als demokratische Errungen-
schaft feiert, ist das verfrüht!

Hermann Michels
Telefon : 9 15 63

Wahlkampfblüten
Wahlplakate sagen viel aus über das Bild, das die Parteien

sich von ihren Wählern machen . Peinliches Beispiel dafür
ist die CDU . Da hält die Landtagskandidatin, Frau Wi-
schermann, mit gequältem Lächeln ein Schild hoch, das
man auf den ersten Blick für eine Bildzeitungswerbung
hält . Aber nein, mit triumphalem Ausrufezeichen versehen,
findet sich dort der Name des Spitzenkandidaten Blüm .
Zufall? Wohl kaum . Hofft die CDU insgeheim darauf,
daß die Wähler allesamt nicht nur Bildzeitungsleser sind,
sondern auch noch so doof, daß sie den Wahlzettel mit
ihrer Morgenlektüre verwechseln? Dies dürfte genauso un-
realistisch sein wie die Aussage : »Der Sozialismus geht -
wir kommen« . Es fallen einem auch andere Parallelen ein :
Ist nicht die Bildzeitung auch bundesweit als »das Lügen-
blatt« bekannt? Und hat nicht auch Herr Blüm bekannt-
lich kurze Beine . . .?

Kino
In der letzten Sitzung des

Kulturausschusses stellte
Baudirektor Bernhard Köp-
pers das Modell des geplan-
ten Kommunalen Kinos vor .
Ein Modell, das den Ansprü-
chen der schon lang warten-
den Kinofan-Gemeinde in
Bottrop gerecht werden
wird .
Es wird im Keller des

neuen Kulturzentrums an
der Blumenstr . eingerichtet .
80 Plätze, 35 mm und 16
mm Projektoren, Cinema
scopeleinwand und ein Cafe
runden die Ausstattung ab .

Uns allen bleibt die schnel-
le Verwirklichung dieses
Projekts zu wünschen .

Erfolg
Der Anmeldeboom über-

raschte auch die Fachleute .
Recht gab dieser Erfolg al-
len, die sich lang genug für
die Einrichtung einer Ju-
gendmusikschule in Bottrop
stark gemacht haben . Ne
ben anderen auch Elisabeth
Aßmann, langjährige DKP-
Ratsfrau und Mitglied des
Kulturausschusses . Weit
über 300 Anmeldungen sind
bei der Jugendmusikschule
eingegangen . Davon zirka
50 % im Bereich der musi-
kalischen Früherziehung .
Es bleibt zu wünschen, daß
der Anfangserfolg sich auf
Dauer im Kulturleben der
Stadt bemerkbar macht .
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SPD und CDU und die Aus- und Übersiedler

Das große Schweigen
Erinnern Sie sich noch? Vor gut einem Jahr hatte die DKP Bottrop sich mit Forderungen an

die Öffentlichkeit gewandt, die Bevorzugungen für Aussiedler und Übersiedler abzuschaffen . Die
DKP Verlangte, diese Einwanderer nicht besserzustellen als die vielen Hilfesuchenden in unserer
Stade .

Zugleich wandte sich die für Deutsche .

	

selbst die Stadtverwaltung in
DKP gegen die Einteilung in Seit einiger Zeit ist nun bei Bottrop setzte sich für eine
»gute« Einwanderer auf der den Bottroper Vertretern von Pause beim weiteren Zuzug
einen Seite (Aussiedler aus Po- SPD, CDU und Grünen das ein .
len, UdSSR) und »schlechte« große Schweigen ausgebro- Die DKP meint, das Thema
(nämlich Gastarbeiter und chen. Der Kanzler-Kandidat müsse nun erneut beraten wer-
Flüchtlinge, die Asyl beantra- der SPD, Saarlands Minister- den. Was soll z . B . mit den ge-
gen) .

	

Diese

	

Forderungen präsident Lafontaine, trat mit planten weiteren Wohnheimen
brachten SPD, CDU und auch Forderungen auf, die von der für Aussiedler werden? Was
die Grünen auf den Plan . Mo- DKP abgeschrieben sein könn- ist mit den versprochenen
natelang . bis zu den Kommu- ten . Selbst CDU-Innenminister Hilfsmaßnahmen für Obdach-
nalwahlen, fielen sie über die Schäuble reagierte und änder- lose in Bottrop? Und wann
DKP her und behaupteten : te sogar einige Gesetze . Die werden Diskriminierungen für
Die Forderungen der DKP wa- NRW-Landesregierung änder- Flüchtlinge abgebaut?
ren gesetzwidrig und richteten te Zuweisungsverfahren bei Norbert Schäfers
sich gegen die Freizügigkeit Aus. und Übersiedlern, und Telefon : 2 88 36

Reagiert jetzt die SPD?
Die Raserei auf der Vienkenstraße ist nach wie vor ein Ärgernis, und das nicht nur zur Freibad-

saison . Eine Anwohnerinitiative hat sich nun zusammengetan, um in ihrer Straße endlich eine
wirksame Verkehrsberuhigung zu erwirken . Das Thema ist nicht neu . Schon im Januar 89 hatte
die DKP einen entsprechenden Antrag gestellt . Die Vorfahrtsregelung sollte aufgehoben werden,
und auf der Straße sollten Parkbuchten aufgemalt werden, um den Straßenraum zu verengen . Nach
einer Versuchsphase sollte dann entschieden werden, ob bauliche Maßnahmen erforderlich sind .

Die SPD konnte sich da-
mals für den Vorschlag der
DKP nicht erwärmen. Man
änderte nun die Vorfahrtsre-
gelung, alles andere blieb
beim Alten . Natürlich blieb
auch die Raserei unverändert .
Auf einer von den Anwohnern
selbst organisierten Bürger-
versammlung wurden die Pro-
bleme und mögliche Lösungen
diskutiert . Die Bürgerlinnen
forderten, daß der Straßen-
raum verengt werden soll,
z . B . durch das Aufstellen von
Pflanzkübeln und Parkbuch-
ten auf der Fahrbahn . Der
ebenfalls anwesende Vorsit-
zende des Verkehrsausschus-
ses Werner Brill (SPD) sagte
seine Unterstützung für die
Bürgerforderungen zu - mit
einer Einschränkung : »Wenn
ein entsprechender Antrag
von der DKP gestellt wird,
können wir dem natürlich
nicht zustimmen«, sagte Herr
Brill unter dem Hohngeläch-
ter der Anwesenden . Die DKP
stellte den Antrag im Sinne
der Bürger trotzdem . Er wur-
de als Auftrag an die Verwal-
tung gegeben .

Martina Peukert
Telefon: 68 89 06

Die Vienkenstraße vom Eigener Markt Richtung Stenkhoffstra-
ße. Eine Straße, die zum Schnellfahren einlädt .

Solebad Vonderort
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Neues Bad, neue Preise! Die Ankündigung der Revierpark-
leitung, im neuen Solebad die Preise zu erhöhen, führte zu
Unmut unter den Badegästen .

Blitz-
umfrage

Diesmal befragten die notizen Bürgerinnen und Bürger
zum Thema Müllberge: »Reicht ein besseres Konzept zur
Müllvermeidung aus oder bleibt uns auf Dauer nur die
Müllverbrennung?«
Sabine Wünsche (Mit-

glied »Die Grünen«) : Die
Müllverbrennung mit Si-
cherheit nicht . Sie ist die
schlechtere Lösung . Wir be-
nötigen ein besseres Müll-
vermeidungskonzept . Das
fängt bei der Produktion an
(Verpackungen, Plastikfla-
schen usw.) und hört bei je-
dem persönlich auf. Indem
man umweltbewußter ein-
kauft und bestimmte Pro-
dukte meidet, um die Indu-
strie zur Veränderung zu
zwingen. Gerade wenn man
Kinder hat, ist es schwierig .
Zum Beispiel bei Joghurt-
bechern. Als Hausfrau und
Mutter erlebe ich es tagtäg-
lich, wie schwer es ist, gute
Vorsätze umzusetzen . Ich
Wünsche mir, daß wir aber
auf Dauer ohne Müllver-
brennung auskommen .
Karl-Heinz Kuban (Klein-

gärtner): Wir haben doch
noch gar kein Konzept für
die Müllvermeidung . Jeder
Haushalt ist dabei, Papier,
Flaschen usw . auszusortie-
ren . Während bei der Indu-
strie noch nichts vermieden
wird. Ganze Styropor- und
Verpackungsberge fallen
dort an . Da ist mit der Ver
meidung ndch gar nicht an-
gefangen worden . Nur
durch Druck des Gesetzge-
bers kommt man dort bei

einzelnen Stoffen hin . Die
Müllvermeidung ist das A
und O. Bei der Müllver-
brennung bleiben zirka 30
Prozent an Reststoffen
übrig . Vor der Müllverbren-
nung müssen Stoffe aussor-
tiert werden . Ich warte auf
die Wiedereinführung der
Papiertüte beim Einkauf,
denn bestimmte Stoffe be-
nötigen wir gar nicht .
Pater Markus (Pfarrer in

der Welheimer Mark) :
Müllverbrennung ist die
dümmste Lösung. Die vor-
handenen Verbrennungska-
pazitäten reichen vollkom-
men aus. Das heißt auch,
keinen zusätzlichen vierten
Kessel für das Müllheiz-
kraftwerk Karnap . Und kei-
ne weiteren zehn neuen An-
lagen zur Müllverbrennung.
Diese Milliarden könnte
man wesentlich sinnvoller
investieren : Zum Beispiel in
die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze in Klein- und
Mittelbetrieben . Stoffe
könnten in diesen Betrieben
aussortiert werden, um sie
einer Wiederverwertung zu-
zuführen. Versuche könn-
ten bezahlt werden, wie aus
alten Produkten neue Stoffe
geschaffen werden . Stoffe,
die nicht wiederverwertet
werden können, müßte der
Gesetzgeber verbieten .



Dr .t erbrenner Kraneburgstraße

Sicherheit für Kinder
Seit Jahren ein Dauerbrenner : die Verkehrsberuhigung an der Kraneburgstraße .

Nachdem zunächst Schwellen eingebaut, dann wieder entschärf( und erneut korrigiert
worden waren, beschlossen SPD und CDU im Verkehrsausschuß, die gesamte Ver-
kehrsberuhigung ersatzlos zu streichen. Sie hatten allerdings nicht mit dem Widerstand
der Bürger gerechnet .

Der Beschluß gegen die Ver-
kehrsberuhigung wurde ohne
Sachkunde und ohne Bürger-
beteiligung gefaßt . Die Behin-
derung der Krankentransporte
durch die Gummiprofile wur-
de als Argument genannt -
dabei sind Rettungswagen
durch Spezialaufhängung auch
in schwerem Gelände noch ein-
setzbar, ohne daß den Kran-
ken etwas passiert . Unter die-
sem Vorwand wollte man eine
Verkehrsberuhigung zunichte
machen, die von dem betroffe-
nen Kindergarten, der Grund-

schule und den Bewohnern des
Altenwohnheims ausdrücklich
gefordert worden war .
Entsprechende Nachfragen

der DKP-Ratsfrau Marina
Peukert brachten zutage, daß
es keinen Ersatz für die Gum-
miprofile geben sollte und die
betroffenen Anlieger von den
geplanten Maßnahmen nicht
einmal informiert, geschweige
denn um ihre Meinung gebe-
ten worden waren .

Der Antrag von Frau Peu-
kert, den anwesenden Vertre-
terinnen des Kindergartens

Nix passiert

Vor zwei Jahren sammelte die DKP Unterschriften für ei-
nen Zebrastreifen an der ehemaligen Jugendherberge Bi-
schofssondern zur Überquerung der Oberhausenerstr .
Oberbürgermeister Schmitz versprach Abhilfe . Bis jetzt
ist nichts passiert .

Rederecht zu erteilen, wurde
vom Vorsitzenden Brill arro-
gant abgelehnt .

Die Eltern des Kindergar-
tens wollten sich mit so viel
Selbstherrlichkeit nicht abfin-
den : Sie erarbeiteten selbst
fünf Alternativvorschläge zur
Verkehrsberuhigung, unter
anderem die Wiederherstel-
lung der ursprünglichen
Schwellen mit einer Extra-
Spur für den Bus . Hätte man
die Bürger von vornherein be-
teiligt, wäre SPD und CDU ei-
ne Blamage erspart geblieben .

Parteispenden

Jetzt steht es fest : Der CDU-Schatzmeister, eine Art Hauptkassierer der Bundespartei,
Walther Leisler-Kiep muß auf der Anklagebank Platz nehmen . Die Staatsanwaltschaft hält
die Beweise für erdrückend, daß Kiep die Steuerhinterziehung von 9 Millionen DM lückenlos
nachgewiesen werden kann . Mitangeklagt ist der CDU-Generalbevollmächtigte Uwe Lüthje .
Damit erhält die Daueraffäre um die illegale Finanzierung der Großparteien durch Konzerne
und Banken einen weiteren Höhepunkt . Die Mühlen der Justiz mahlen allerdings langsam .

Bereits 1976 begannen bun
desweit die Ermittlungen . An .
statt nämlich die Parteien aus
den Gewinnen oder Privatein-
nahmen zu bedenken, wurden
verschlungene Wege gesucht,
die Parteienfinanzierung als Be
triebsausgaben zu veranschla-
gen . Und Betriebsausgaben sind
eben steuerfrei . Mehrere Versu-
che der Politiker, offen die Pra-
xis zu legalisieren, schlugen auf
grund der wachsamen Öffent-
lichkeit fehl . Erinnert sei an den
ersten Fehlschlag des Kanzlers
Kohl im Jahre 1984, der in einer
großen Koalition eine Amnestie
für die Steuerbetrüger durchset-
zen wollte. Obwohl eine Viel
zahl von Verfahren inzwischen
eingestellt wurden, wurden eini
ge Spitzenmanager der Wirt .
schaft und Politiker verurteilt :
Die Beweise waren zu er.
drückend. Die unvollständige
Liste lautet :
•

	

Otto Wolff von Amerongen .

Nun läuft sie doch wieder : Die Spielkiste ist seit Anfang April wieder in den Stadtteilen ver-
treten . Drei pädagogische Kräfte spielen, basteln und werken mit den Kindern aus Batenbrock, Lehm-
kuhle . Welheimer Mark und Grafenwald, jeweils an einem Tag in der Woche . Leider ist es nun
doch wieder eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme (ABM) geworden . So daß nach Beendigung die-
ser ABM erneut das große Zittern um die Fortsetzung der Spielkiste beginnt . Im Interesse der Kin-
der sollte sich endlich auch die SPD neben der DKP für die Schaffung von festen Stellen stark machen .

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Jeder Autofahrer muß jetzt noch, bedingt durch die Schwel-
len, vor dem Kindergarten an der Kraneburgstraße abbrem-
sen. Schwellen oder andere verkehrsberuhigende Maßnah-
men müssen vor dem Kindergarten und dem Altenwohnheim
bleiben .

Politiker vor Gericht

Stahlindustrieller und langjähri
ger Sprecher des Deutschen In
dustrie- und Handelstages, vor
bestraft wegen Steuerhinterzic
hung .
• Rudolf von BcnnigsenFoer
der, verstorbener Chef der V E
BA, vorbestraft wegen Steuer
hinterziehung .
• Hans Daniels, CDU, Ober
bürgermeister der Stadt Bonn,
vorbestraft wegen Steucrhinter
zichung .
• Klaus Steilmann, Textilboß
(Steilmann Moden) aus Watten
scheid, vorbestraft wegen Stcu
ei hinterziehung .
• Theodor Althoff und Walter
Dreuss, Karstadt Manager und
Miteigentümer, vorbestraft we
gen Steuerhinterziehung .
• Horst Wiethüchter und Ernst
Zander, Reemtsma . Manager,
vorbestraft wegen Steuerhintcr
zichung .
•

	

Eberhard von Brauchitsch,
früherer Chef des Flick Kon

zerns, vorbestraft wegen Steuer
hinterziehung .
• Otto Graf Lambsdorff,
Ex Bundeswirtschaftsminister
und heute FDP Vorsitzender,
vorbestraft wegen Steuerhinter
.•i chung .
• Hans Friderichs, FDP, ehr
maliger Bundesminister und
Chef der Dresdner Bank, vorhe
straft wegen Steuerhinterzic
hung .
• John-Werner Madaus, Phar
ma-Unternehmer . vorbestraft
wegen Steuerhinterziehung .
• Helmut Eberspächer, Chef
eines KFZ Zulieferers, in erster
Instanz verurteilt wegen Steuer
hinterziehung .
• Hans Gerling, Chef des
Versicherungs und Finanzkon
zerns, verurteilt wegen Steuer
hinterziehung .
• Konrad Henkel . Chef des
Henkel Konzerns . verurteilt in
erster Instanz wegen Steuerhin
terzichung .
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Stadtverwaltung :

Mit Abfallkonzept auf
dem richtigen Weg?

Die Stadtverwaltung hat ein sogenanntes Abfallkonzept vorgelegt, mit dem nun in
Bottrop der Abfallflut zu Leibe gerückt werden soll . Damit reagiert die Verwaltungsspitze
auf das langjährige Drängen von Bürgerinitiativen, der DKP und den Grünen .

Allerdings beschäftigt sich
das Konzept nur mit einem
Teil der Abfallflut : Mit dem
Hausmüll und mit dem Bau-
schutt . Der Hausmüll macht
insgesamt nur knapp 10 Pro-
zent der Müllberge aus . Und :
Rund ein Viertel des soge-
nannten Hausmülls stammt
aus Gewerbebetrieben, die ih-
re Abfälle über die Müllab-
fuhr loswerden .

Immerhin will die Stadt sich
anstrengen, das Anwachsen
der Hausmüllflut zum Still-
stand zu bringen . Dies soll
durch weitere Container für
Glasabfälle, verstärkte Samm-
lung von Papier, verstärkte
Kompostierung, Ausweitung

Es kommt der Tag, an dem wir nicht mehr wissen, wohin mit unserem Müll .

Wenn ein Unternehmer in
der Bundesrepublik eine Fa-
brik kauft, so tut er das, um
Gewinn zu machen . Wenn er
das in der DDR macht, so
glaubt doch wohl niemand,
daß er das aus Wohltätigkeit
tut - er will auch dort sei-
nen Gewinn machen .

In der Bundesrepublik
sorgt die Regierung dafür,
daß die Unternehmer mög-
lichst ungestört Gewinne
machen .
Wenn sie in der DDR da-

für sorgt, daß die Unterneh-

der Sammlung von Problem-
abfällen mit dem »Umwelt-
brummi« erreicht werden .
Auch zu einigen Versuchen ist
die Verwaltung bereit : So soll
unter anderem in Boy/Wel-
heim ein Versuch mit der so-
genannten »Grünen Abfall-
tonne« gestartet werden .

Dem Bauschutt will die Ver-
waltung vor allem mit der im
Aufbau befindlichen Aufbe-
reltungsanlage der Firma Höl-
ter zu Leibe rücken .

In mehreren Fällen nimmt
die Verwaltung DKP-Anträge
aus der letzten Zeit auf : Ein
städtischer Abfallberater soll
Aufklärungsarbeit für Haus-
halte leisten, und eine weitere

mer auch dort ungestört ihre
Gewinne machen, so glaubt
doch wohl niemand, daß sie
das nur aus Wohltätigkeit
tut .

Wenn die Regierung in
der Bundesrepublik unter-
nehmerfreundliche Wirt-
schaftspolitik macht, so will
sie damit den Unternehmern
bessere Gewinnmöglichkei-
ten eröffnen . Wenn sie dies
in der DDR tut, so glaubt
doch wohl niemand, daß sie
dies nur aus Wohltätigkeit
macht, sondern sie will den

Mitarbeiterin soll kleinen und
mittleren Gewerbebetrieben
bei der umweltfreundlichen
Lösung von Abfallfragen hel-
fen . Haushalte, die wenig
Müll erzeugen, sollen durch
billigere Müllgebühren be-
lohnt werden . Und bei Gewer-
bebetrieben wird geprüft, ob
es noch gerechtfertigt ist, daß
sie zum gleichen Tarif wie
Haushalte ihren Müll entsor-
gen .
Verwaltung, SPD und CDU

müssen sich dem Müllproblem
stellen . Das sollte Ermutigung
für alle Engagierten sein, mit
dem Druck nicht nachzulas-
sen .

	

Norbert Schäfers
Telefon : 2 88 36

Markt und Wohltätigkeit
Wenn sich in Bottrop ein Händler auf den Markt stellt, tut er das, um etwas zu verdienen .

Wenn der Händler sich seine Waren in den Wagen packt, damit nach Leipzig fährt und sich
dort auf den Markt stellt, so glaubt doch wohl niemand, daß er das aus Wohltätigkeit tut
-- er will auch dort seinen Gewinn machen .

Unternehmern auch dort
bessere Gewinnmöglichkei-
ten eröffnen .

Wenn die Bundesregie-
rung also versucht, bei den
Verhandlungen über den
Umtauschkurs von D-Mark
und DDR-Mark einen be-
sonders günstigen Kurs her-
auszuholen, so glaubt doch
wohl niemand, daß sie dies
nur aus Wohltätigkeit tut

Jörg Wingold
Telefon : 68 59 11

Die Ratsherren Kranz und Krampe (beide SPD) im ver-
traulichen Gespräch .

Schützenstraße beruhigt?
Die zweite Bürgerversammlung zum Thema »Diago-

nalsperren an der Schützenstraße« hat stattgefunden .
Zur Debatte stand ein Alternativvorschlag der Verwal-
tung zu den umstrittenen Diagonalsperren . Die Kreu-
zung vor dem Albers-Gymnasium soll nach diesem
Vorschlag baulich umgestaltet werden . Durch Aufpfla-
sterung und Bepflanzungen sowie Fahrbahneinengun-
gen soll erreicht werden, daß die direkte Verbindung
zwischen Peterstraße und Westring vor allem optisch
unterbrochen wird . Nur eine schmale aufgepflasterte
Fläche soll dort hergestellt werden, wo heute die Diago-
nalsperren stehen . Der Gesamtvorschlag der Verwal-
tung würde 475 000 DM kosten, wobei es keine klaren
Äußerungen darüber gab, ob die Anwohner zu den Ko-
sten herangezogen werden können . Insgesamt wurde
der Vorschlag von den Anwesenden akzeptiert . Als
wichtige Forderung wurde vorgetragen, daß die Diago-
nalsperren erst dann abmontiert werden dürfen, wenn
eine Alternative aufgebaut ist . Harte Kritik wurde an
der Tatsache geübt, daß die Diagonalsperren an der
Neustraße ersatzlos gestrichen werden sollen . Hier sind
dringend andere Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung
erforderlich .

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen Seite 7

Neulich im Rathaus



®Seite 8

Bggeidohne Bürgen?
Neben einer großen Zahl von Kreditvermittlern aus Nachbarstädten sind vermehrt Unter-

nehmen mit dem Sitz in Bottrop um neue Kunden bemüht . Blickt man in die örtliche Presse,
wird man mit Anzeigen solch zweifelhafter Unternehmen nahezu erschlagen .

Mit Werbesprüchen wie
»Bargeld ohne Bürgen«,
»Bargeld vermittelt schnell
und einfach . . .«, »Bargeld
auch in schwierigen Fällen«
versuchen diese Firmen auf
Kundenfang zu gehen. Im-
mer noch fallen viele Men-
schen auf diese Sprüche rein
und gehen Kreditverträge
ein. Diese Kredite werden
auch prompt gewährt, aber
zu weit überhöhten Zinsen .
Viele Probleme, mit denen
z. B. die Schuldnerberatung
zu tun hat, haben ihre Ursa-
che in der skrupellosen Tä-
tigkeit solcher Kreditver-
mittler. Auf Anfrage der
DKP-Fraktion, inwieweit
diese Unternehmen von der

Kein Tanz
in den Mai
Mangels Teilnehmer
ist die DKP-Veranstal-
tung »Tanz in den
Mal« ausgefallen. Die
Veranstalter bedauern
dies sehr. Alle, die
bereits

	

Eintrittskar-
ten gekauft hatten,
erhalten natürlich Ihr
Geld zurück .
Telefon: 68 8157

Stadt überwacht werden,
welche fachlichen und recht-
lichen Voraussetzungen sie
erbringen müssen, gab die
Verwaltung folgende Aus-
kunft :

Eine Überwachung der
Unternehmen gibt es fak-
tisch nicht . Werden jedoch
Beschwerden von betroffe-
nen Bürgern oder Beratungs-
stellen vorgebracht, wird
diesen nachgegangen .

Fachliche Voraussetzungen
müssen auf seiten der Firma
keine vorliegen . Sie haben
einen Anspruch auf die Ge-
werbeerlaubnis, sobald sie
ein einwandfreies polizeili-
ches Führungszeugnis vor-
weisen können und nachwei-

Planung Weywiesen läuft

I• : inhlick in da, ( ;esscrhegehict

	

%um Nordhahnhut
au .,

sen, daß sie bisher keinen
Konkurs gemacht haben .
Die Handhabe der Stadt

gegen die Ansiedlung solcher
Firmen ist also sehr be-
grenzt. Notwendig ist aber
mehr Aufklärung. Denn nur
die Unwissenheit vieler Bür-
ger läßt die Taschen dieser
skrupellosen Unternehmer
immer voller werden . Der
Kreditnehmer wird in jedem
Fall übers Ohr gehauen. Bei
Schwierigkeiten sollten sich
Betroffene in jedem Fall an
die Schuldnerberatung wen-
den . So kann festgestellt
werden, ob eine Beschwerde
gegen die jeweilige Firma
möglich ist. Dann kann die
Stadt tätig werden .

Seit langer Zeit bringen die
Anwohner in den Weywiesen
ihre Klagen über den uner-
träglichen Verkehr in das Ge-
werbegebiet in ihrer Nachbar-
schaft vor . Unterschriften
wurden gesammelt, die Politi-
ker vor Ort zitiert . Jetzt end-
lich kommt Bewegung in die
Sache . Ein Vorschlag der DKP-
Fraktion wird aufgegriffen .
Er sieht vor, eine neue Straße
zum Gewerbegebiet zu bauen,
und zwar von der Kirchhelle-
ner Straße über die Straße Im
Tauschlag (vorbei an Auto
Buschmann). Wenn dieser
Straßenneubau verwirklicht
ist, kann die Straße Weywie-
sen zur Sackgasse gemacht
werden, und die Anwohner
haben ihre Ruhe .

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

»Im Stich gelassen«
Bereits im Frühjahr 1989 gründete sich eine Elterninitiative

in Bottrop, die sich seitdem für die Einrichtung eines Kinder-
hortes einsetzt . Nun, mehr als ein Jahr später, drücken die El-
tern aus, was sie empfinden: Sie fühlen sich von den Kommu-
nalpolitikern der großen Parteien Im Stich gelassen . Dieses Ge-
fühl ist begründet . Durch einen Antrag der DKP an den Ober-
bürgermeister, einen Hort einzurichten, sah sich die Stadt ge-
nötigt, sich zu informieren . Es stellte sich heraus, daß das
Land NRW Gelder für Modellprojekte zur Verfügung gestellt
hat. Modellprojekt heißt, an bestehenden Grundschulen soll-
ten Hortgruppen eingerichtet werden . In Bottrop wäre dies an
der Grundschule Vonderort möglich gewesen . Bis allerdings
die Stadt Bottrop aus Ihrem Schlaf erwachte, war das Geld
vergeben - andere Städte waren schneller. Inzwischen ist die
Finanzierung der Hortgruppe über andere Kostenträger gesi-
chert . Was nun aber fehlt, sind die Räumlichkeiten . Die Stadt
sollte endlich Farbe bekennen . Die Eltern erwarten keine Lip-
penbekenntnisse der Politiker, sondern tatkräftige Unterstüt-
zung. Wenn die SPD die Einrichtung einer Hortgruppe wirk-
lich wollte, würde sie auch Mittel und Wege finden, die fehlen-
den Räume zur Verfügung zu stellen .

Neubauprojekt
An der Sterkrader Straße 136 wird ein neues Wohnhaus gebaut .

Prima, denkt sich jeder, endlich neue Wohnungen für die vielen
wohnungssuchenden Bottroper . Zu schnell gedacht, sagt der Bau-
herr : Hier entstehen nämlich ausschließlich Wohnungen für Aus-
und Übersiedler, Für Normalbürger ist hier nichts drin .

Wir wollen hier keine Stimmung machen gegen Menschen, die
wie wir gerne in Bottrop wohnen möchten . Doch man muß sich
klar machen, daß hier im Wohnumfeld des neuen Gebäudes ein
politisches »Gedankengift« entsteht ; produziert von der Stadtver-
waltung und den politischen Entscheidungsgremien, die dem Ver-
mieter 7 Jahre Mietgarantie (!) gewähren, wenn hier Aussiedler
untergebracht werden .

Kann bei solchen Neubauprojekten nicht auf einfache Weise die
Atmosphäre »entgiftet« werden, indem man ein gesundes Mi-
schungsverhältnis plant? Z . B . die Hälfte der Wohnungen an Bot-
troper Wohnungssuchende vermietet? In Zeiten der Wohnungs-
knappheit bringen solche Provokationen die »Volksseele« zum
Kochen .

Vorsicht bei Kreditvermittlern . Das schneite Geld kommt
den Kunden fast immer teuer zu stehen . Skrupellos werden
in Not geratenen Menschen Kredite »angedreht«, zu weit
überhöhten Zinsen .
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